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Antrag 

der Abgeordneten Ferdinand Mang, Franz Bergmüller, Katrin Ebner-Steiner, Uli 
Henkel, Gerd Mannes, Dr. Ralph Müller, Josef Seidl und Fraktion (AfD) 

Erhöhung des Grundfreibetrags 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine Anhebung des 
Grundfreibetrags von 784 Euro pro Monat auf 2.000 Euro pro Monat einzusetzen.   

 

 

Begründung: 

Das Königsrecht des Parlaments, die Budgethoheit, wird aktuell schamlos aus der Hand 
gegeben. „No taxation without representation “ – keine Besteuerung ohne Zustimmung 
des Parlaments – ist Grundsatz einer jeden parlamentarischen Demokratie. Das Bun-
desverfassungsgericht hat klar festgehalten: „Als Repräsentanten des Volkes müssen 
die gewählten Abgeordneten des Deutschen Bundestages … die Kontrolle über grund-
legende haushaltspolitische Entscheidungen behalten. Der Deutsche Bundestag darf 
seine Budgetverantwortung nicht durch unbestimmte haushaltspolitische Ermächtigun-
gen auf andere Akteure übertragen“.1 Und dennoch besteht keinerlei Widerspruch zum 
gigantischen Transfer von deutschem Steuergeld. Durch diese absurde Steuerpolitik 
sind vor allem die Verdiener mittlerer und kleiner Einkommen, vor allem die Familien 
belastet. Die Steuerzahler bluten zusätzlich mit dem Abschmelzen ihrer Ersparnisse für 
die Zinsersparnis, die sich der Staat über die Null- und Negativzinspolitik der Europäi-
sche Zentralbank (EZB) ermöglicht. Der Staat entschuldet sich also auf Kosten der Spa-
rer und Steuerzahler. 

Die Pandemie stellt eine Chance zur Kurskorrektur dar. Die Erhöhung des Grundfreibe-
trags würde nicht nur die Aufnahme von Arbeit attraktiver gestaltet, sondern auch die 
Bürger entlasten. 

Die Staatsaufgabe ist es, über Generationen aufgebaute Volksvermögen treuhände-
risch zum Wohle des deutschen Volkes zu verwalten und es nicht mit vollen Händen 
zum Fenster rauszuschmeißen; denn Eigentümer sind und bleiben die deutschen Bür-
ger. Die AfD tritt für Verantwortung, Gerechtigkeit und für eine lebenswerte Zukunft ein. 
Wir wollen echte Steuergerechtigkeit und dazu muss der Grundfreibetrag endlich ange-
hoben werden.  

 

                                                           
1 Rede von Alice Weidel zur Haushaltsdebatte im Bundestag // Alternative für Deutschland - Fraktion im 
Deutschen Bundestag URL: https://www.afdbundestag.de/rede-von-alice-weidel-zur-haushaltsdebatte-im-
bundestag/ (Aufgerufen am: 28.04.2020). 


